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Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 21. September 1977 

zwischen der Regierung der Bundesrepubiik Deutschiand 

und der Regierung der Heiienischen Repubiik 

über die steuerliche Behandlung von Straßenfahrzeugen 

im internationalen Verkehr 


A. Zielsetzung 

Die im internationalen deutsch-griechischen Straßenverkehr ver- 
wendeten Fahrzeuge unterliegen jeweils sowohl im Aufent- 
haltsstaat als auch im Zulassungsstaat der Kraftfahrzeugsteuer. 
Durch das Abkommen soll ebenso wie im Verhältnis zu anderen 
Nachbarstaaten diese Doppelbesteuerung beseitigt werden. 

B. Lösung 

Im Abkommen verpflichten sich die Vertragsparteien gegensei- 
tig, bei vorübergehendem Aufenthalt von Kraftfahrzeugen und 
Kraftfahrzeuganhängern, die im Gebiet der anderen Vertrags- 
partei zugelassen sind, in ihrem Gebiet auf die Erhebung der 
Kraftfahrzeugsteuer bzw. der Teli Kikioforias (Verkehrssteuer) 
sowie der Teli Stathmefseos (Abgaben für das Halten von Kraft- 
fahrzeugen und Anhängern und für die Sauberkeit der Städte 
und Gemeinden) zu verzichten. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Die Kraftfahrzeugsteuer-Einnahmen der Länder werden jährlich 
um rd. 1,5 Millionen DM gemindert. 
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Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
14 (44) 522 16 — Kr 20/78 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 21. September 1977 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der 
Regierung der Hellenischen Republik über die steuerliche Behandlung 
von Straßenfahrzeugen im internationalen Verkehr mit Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizu- 
führen. 

Der Wortlaut des Abkommens in deutscher und griechischer Sprache 
und eine Denkschrift zum Abkommen sind beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 463. Sitzung am 20. Oktober 1978 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 
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Bonn, den 23. Oktober 1978 


Schmidt 
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Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 21. September 1977 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der Regierung der Hellenischen Republik 

über die steuerliche Behandlung von Straßenfahrzeugen 

im internationalen Verkehr 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Athen am 21. September 1977 Unterzeich- 
neten Abkommen zwischen der Regierung der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Regierung der 
Hellenischen Republik über die steuerliche Behand- 
lung von Straßenfahrzeugen im internationalen Ver- 
kehr wird zugestimmt. Das Abkommen wird nach- 
stehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 


Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 5 Abs. 1 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. Die 
Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 106 Abs. 2 des 
Grundgesetzes erforderlich, weil sich die in Arti- 
kel 2 des Abkommens vorgesehene Steuerbefreiung 
auf die Kraftfahrzeugsteuer erstreckt. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin An- 
wendung finden; das Gesetz enthält deshalb die 
übliche Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 3 

Die Vorschrift des Absatzes 1 entspricht dem Erfor- 
dernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkom- 
men nach seinem Artikel 5 Abs. 1 in Kraft tritt, im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Für die Länder werden durch den Ausfall von Kraft- 
fahrzeugsteuer im grenzüberschreitenden Verkehr 
jährliche Kosten in Höhe von etwa 1,5 Millionen 
DM entstehen. Bund und Gemeinden werden nicht 
mit Kosten belastet. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Hellenischen Republik 
über die steuerliche Behandlung von Straßenfahrzeugen 
im internationalen Verkehr 

Su[A(pwvla 

[xsTa^ii Kußspvyjaso)? ty)«; 'OtiOCTTiovSiax?)? AyjfjioxpaTia? ty)? rsppiav'ia? 
xai TTjc; KußspvYjoswi; *EXXy)vix% AY)[jioxpaTla<; 

Tiepl (popoXoyix% [xsTa/eipioEfo^ oStxtöv ox'/lptaTtov 
ev TY) SieÖv^ cuyxoivtovla 


Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Regierung der Hellenischen Republik 

von dem Wunsche geleitet, den Straßenverkehr zwi- 
schen den beiden Staaten und den Durchgangsverkehr 
durch ihre Hoheitsgebiete zu erleichtern, 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Der Begriff „Fahrzeug" bedeutet für die Zwecke dieses 
Abkommens jedes Straßenfahrzeug mit mechanischem 
Antrieb sowie jeder Anhänger (einschließlich Sattelan- 
hänger), der an ein solches Fahrzeug angekoppelt werden 
kann, gleichgültig, ob er mit dem Fahrzeug oder getrennt 
eingeführt wird. 

Artikel 2 

(1) Fahrzeuge, die im Hoheitsgebiet eines der beiden 
Staaten zugelassen sind und zum vorübergehenden Auf- 
enthalt in das Hoheitsgebiet des anderen Staates einge- 
führt werden, sind, soweit nicht Artikel 3 zur Anwendung 
kommt, für ein Jahr 

im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland von 
der „Kraftfahrzeugsteuer" 

und 

im Hoheitsgebiet der Hellenischen Republik von der 
„Verkehrssteuer" (Teli Kikloforias) sowie von den Abga- 
ben, die für das Halten von Kraftfahrzeugen und Anhän- 
gern und für die Sauberkeit der Städte und Gemeinden 
(Teli Stathmefseos) erhoben werden 

befreit. 

(2) Die Befreiung gilt auch für Fahrzeuge, die von der 
Zulassungspflicht befreit sind. 

(3) Die Befreiung erstreckt sich nicht auf Zölle und 
Verbrauchsteuern, auf Wege- und Brückengelder oder 
andere ähnliche Gebühren sowie auf Steuern und son- 
stige Abgaben, die für die Beförderung von Personen, 
Gepäck und Gütern erhoben werden. 

Artikel 3 

(1) Die Befreiungen nach Artikel 2 Absätze 1 und 2 
werden bei Fahrzeugen, die für die Beförderung von 
Gütern bestimmt sind, nur gewährt, wenn der einzelne 
Aufenthalt im Hoheitsgebiet des anderen Staates vier- 


*H Kußlpvr^cri? *0 pooTTovSiaxTi? Av^pLoxpaTia«; Fsp (laviai; 
xat 

*H KußepvY)m? AY^poxpaTia«;, 

*E7rt0up.oüaat ottco^ 8isuxoXijvouv ty)v 68ixy)v auYxoivcöviav 
pexa^u Tcov Kpaxwv xai t^v 8ia twv utto ty)v xuptapxiav 
auTcbv sSaqjcov SieXsuatv, 

auvecpcbvYjaav xa axöXouOa: 

"ApOpov 1 

Aia xo\!>^ GXOTTo^^ xvji; Trapouarji; aupcpcovia;, 6 6po<; ,,öx'/ipa” 
TOpiXapßavEi TTotv 68ix6v xivoupsvov p.YJxavixco<;j ax; xa( 

TTav pufxouXxo^jpevov (TTspiXapßavopIvcov xa( xwv Im- 

xa07jpeS;cov), ÖTOp 8\jvaxai va oi)?^eux0yi (xexa xoiouxou 6x'^pa- 
xo^, ave^apXTQxcoi; eav xoüxo elaayexat [xexa xoü ö^iopaxo«; ^ 
xexcopiGfxsvcoc. 

’'Ap0pov 2 

( 1 ) ’Ox'i^lJtaxa dcTTOYSYpap-p^va zlq x 6 utto x^v xupiapxiav 
exaxepou xc5v Kpaxöv ^ 8 a«po^ xai staaYopsva 8 ia TTpoacopivifjv 
7 rapa(i.ov/)v si? x 6 ütto x-^jv xupiapx^av xoü sx^pou 

Kpdcxout; aTTaXXaaaovxai 8 i’ ev Ixo^, xoiv TrepiTrxcbaecov 

xoü ^cp0poi) 3, ziq x 6 utto x'/jv xuptapx^av ^Sacpo? xyj^ *Op. 0 G 7 Tov- 
SiaxYji; Ayjpoxpaxta^ x^i; Feppavta? xoü ,, 96 pou ini xcov 
6 xi^p.axcov” (Kraftfahrzeugsteuer) 

et? 

x6 U7r6 xuptapxtav -eSacpo? xy)? 'EXXvjvtx^? Ay)p.oxpaxia? xcov 
,,xeXcbv xuxXocpopta?” cb? xai ex^pcov xeXcov eTTißaXXofjLevcov 8td 
XYjv oxd0pei)oiv xcov oxvjfxdxcov xai pupouXxoupevcov xai 8td x'/jv 
xaOaptoxT^xa xcov A^ptcov xai KotvoxY)xcov. 


(2) *H dTiaXXaY"^ Jax^et cbaa^xco? 8 t’ öx'^^paxa, xd oTiota elvat 
aTTYjXXaYpt^va x^? uTTOxpecbaeco? dTroYpacpTj?. 

(3) ‘H dTraXXaY'^^ 8 ev ^Trexxetvexat eT:( xcov 8 aopcöv xa( 96 pcov 
xaxavaXcbaeco?, xcov 8 to 8 (cov 68 cbv xa( YS 9 ^p 8 )v ^ dXXcov 6 potcov 
xeXöv, w? xat hm 96 pcov xai Ixepcov xeXcov eTTtßaXXopevcov 8 td 
xd)v pexa 9 opdv TTpoacbTrcov, aTToaxeucov xat £(i.7ropeu(i.dxcov. 


’'Ap0pov 3 

(1) At xaxd x 6 dp0pov 2 Trap. 1 xat 2 d 7 raXXaYa( Trapexovxat 8 t’ 
öxi^ptaxa xd oTioTa TTpooptt^ovxat 8 td x^v (jLexa 9 opdv dYaOcov 
pövov oadxt? exdaxY) 7Tapa(jL0v/) et? x6 ütto xyjv xuptapxia>^ 
I 8 a 90 ? xoü exepou Kpdxou? 8 ^ ÜTiepßatvet xd? 8 exaxeaaapa? 
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zehn aufeinanderfolgende Tage nicht überschreitet. Bei 
Berechnung der Aufenthaltsdauer sind der Einreisetag 
und der Ausreisetag jeweils als voller Tag zu rechnen. 

(2) Die zuständigen Behörden dürfen von der in 
Absatz 1 bestimmten Frist Ausnahmen zulassen, insbe- 
sondere wenn die Fahrzeuge betriebsunfähig werden, 
einer Reparatur unterliegen oder für Messen, Ausstellun- 
gen oder ähnliche Veranstaltungen verwendet werden. 

Artikel 4 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung der Hellenischen Republik 
innerhalb von drei Monaten nach dem Inkrafttreten des 
Abkommens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 5 

(1) Die Vertragsparteien notifizieren einander, wenn 
die erforderlichen innerstaatlichen Voraussetzungen für 
das Inkrafttreten dieses Abkommens erfüllt sind. Das 
Abkommen tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der 
auf den Monat folgt, in dem die letzte dieser Notifikatio- 
nen eingegangen ist. 

(2) Dieses Abkommen wird für ein Jahr geschlossen 
und verlängert sich stillschweigend, sofern es nicht von 
einer Vertragspartei mit einer Frist von drei Monaten 
schriftlich gekündigt wird; in diesem Falle tritt es mit 
Ablauf der Kündigungsfrist außer Kraft. 

(3) Abweichend vom Absatz 2 kann jede Vertragspartei 
das Abkommen jederzeit mit einer Frist von 30 Tagen 
ganz oder teilweise kündigen, wenn im Gebiet der ande- 
ren Vertragspartei Steuern, die den grenzüberschreiten- 
den Straßenverkehr mit den in Artikel 1 genannten Fahr- 
zeugen betreffen, geändert oder neu eingeführt oder 
andere Maßnahmen getroffen werden, durch die die Aus- 
gewogenheit der steuerlichen Belastungen für griechische 
und deutsche Fahrzeuge beeinträchtigt wird. 


GESCHEHEN zu Athen am 21. September 1977 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und griechischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


auvs/sT? fjpspa«;. Kaxa tov uTToXoyKjpov tou irapapov^? 

fj ■fjp.^pa sloöSou zai fj fjpspa £$6800 XoyiJ^ovTai (Ix; TrX'iQpsi; 

(2) At appöSiai *Apxat SuvavTai va £7rtTpl7roov l^atpsasL; iy. 
T?]; Iv 7rapayp(i99 1 6pi?op^v7]; TrpoOEOpia;, iSta 6adcxi; t 6 l 
öxTQpaTa Slv £lvat sE; va zlvtjOouv, teXouv U 7r6 ettlctxsutqv ^ 
XpiQuipoTTotouvTai Sta TraviQyijpEi;, £x 0 £o£l; ^ Ttapopoia; Ix- 
SiQXcilxjst;. 

’ApOpov 4 

*H TTapouoa Sup90VLa <I)CTai!)T6); kolI Stdc tt^v Trspioxirjv 

Tou BspoXlvou, £9’ OCTov r] Kußlpvvjot; ty); ‘OpLooTTOvSiaz?); 
ATjptozpaTia; Tij; FEppiavla;, evt 6; Tpiöv pivjvcSv a7r6 
O^CTEco; T^; Sup.9G)Vta; Iv TTpoß^ eI; STfjXcoaiv TTEpl toü 

avTtOsTOu Trpo; Tif)v KußspVYjoLV t?); ‘EXXtjvw^; A‘/]poxpaTta;. 

A p 0 p 0 V 5 

(1) Ta Su[jLßaXX6p.£va [jLspT] yvoaTOTTOtouv aXXifjXot; ty)v 6 Xoz- 
XrjpocTLV T^; lacoTEpLz^; StaStzaala; Sia Tif)v 0 £<tlv ev 
TTapouair]; Lup.9c.>v[a;. *H Sup.9G)vla Tt0£Tat ev lax'i't tV)v 
7rpc[)Tir)v TQpIpav tou p.7]v6;, Öoti; STTETat tou pvjvo; zaO’ 6v 
£XyJ907) 71 TEXEUTata T6)V yV0)(7T07r0LYja£a)V TOIJTCOV. 

(2) *H SidcpzEta T^; TrapoOoYj; LupL 9 c.)VLa; opt^ETat St’ Iv eto; 

y.at TrapaTElvETai CTt 6 ) 7 T 7 jp 6 >;, ^ 9 ’ 8 aov Ssv xaTayy£X07j lyypa- 
90 ); U7t6 Ttvo; aupßaXXop^vou pspou; ^t6; 7 rpo 0 £apla; Tpiwv 
[jtYjvöv. El; TY)v TTEpiTTTcocriv Ta\jTir)v ^ Sup. 9 a)Via; 

TTa^Et (jtETa TTfjv EXTTVOTQV T^; 7rpo0£CTp,ta; zaTayyEXla;. 

(3) KaTa TrapExkXtaiv t^; Trap. 2, IxaoTOv cyupßaXXopEVov 
{jt£po; S\ivaTat va xaTayylXXiQ ava TrdcvTa XP^^^^ 
7TpO0£CTptaV TpLcfcxOVTa l^pEpÖV TY)V Sup9C0v(aV EV 6X6) ^ EV [X^pEt 
OTav Et; t 6 £Sa9o; tou iTspou aupßaXXop^vou p^pou; ot el; Ta; 
St£0V£i; oStxdc; p.£Ta9op(Ä; Sl(4 töv ev Äp0p6) 1 ava9£pop.lv6)v 
6xTQp.dtT6>v d90pcc>VT£; 96poi p.£TaßX7]0ouv ^ iTrißXirjOouv vlot ^ 
X7)90ouv ^TEpa psTpa Sidc twv ottoIcov TtapaßXdcTTTETai r\ laoppo- 
Trla Twv 90poXoyLX6)v £7rtßapuv(j£6)V Std Td ^XXvixd xat yEppa- 
vtzd byiiimTOL, 


EFENETO h ’AOifjvat; tyjv 21y]v SETTTEpßplou 1977 ei; Suo 
TTpcoTOTUTTa St; TT^v yEppavixTQV xai sXXYjvtXYjv yXcoaaa;, sxa- 
T^pOU T6)V ZEtpEVOV ÖVTO; ’tCTOU SEapiEUTtXOU. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Atd T7)v Kuß^pvTQotv T^; ‘OpoaTtovSiax^; AirjpoxpaTta; t^; 
FEpptavia; 

Gisbert Poensgen 

Für die Regierung der Hellenischen Republik 
Atd TTjv Kußlpvr^atv T% ’EXXyjvtx^; AvjfxoxpaTta; 
Miltiadis E v e r t 
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Denkschrift zum Abkommen 

I. Allgemeines 

Das vorliegende Abkommen sieht vor, daß bei vor- 
übergehendem Aufenthalt von Straßenfahrzeugen 
aus dem Hoheitsgebiet der einen Vertragspartei im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei von deut- 
scher Seite auf die Erhebung von Kraftfahrzeug- 
steuer und von griechischer Seite auf die Erhebung 
der Teli Kikloforias (Verkehrssteuer) sowie der Teli 
Stathmefseos (Abgaben für das Halten von Kraft- 
fahrzeugen und Anhängern und für die Sauberkeit 
der Städte und Gemeinden) verzichtet wird. Dadurch 
soll für die im internationalen deutsch-griechischen 
Straßenverkehr verwendeten deutschen und griechi- 
schen Fahrzeuge die doppelte Besteuerung im Auf- 
enthaltsstaat neben der Besteuerung im Heimatstaat 
beseitigt werden. Daneben trägt das Abkommen 
ebenso wie die bereits bestehenden Abkommen mit 
der Schweiz, mit Luxemburg, mit den Niederlanden, 
mit Dänemark, mit Liechtenstein, mit Belgien, mit 
Frankreich, mit Österreich, mit Großbritannien und 
mit Rumänien (RStBl. 1929 S. 207/1930 S. 563, 1930 
S. 454, 1931 S. 562 und 1934 S. 288 sowie BGBl. 1966 
II S. 1508, 1970 II S. 1317, 1970 II S. 1320, 1973 II 
S. 340 und 1975 II S. 453) der Notwendigkeit Rech- 
nung, den ständig weiter anwachsenden Verkehrs- 
fluß über die Grenzen zu erleichtern. 

IL Besonderes 

Zu Artikel 1 

In diesem Artikel wird bestimmt, daß Fahrzeuge im 
Sinne des Abkommens sowohl Straßenfahrzeuge mit 
mechanischem Antrieb als auch Anhänger (ein- 
schließlich Sattelanhänger) sind, die hinter solchen 
Fahrzeugen mitgeführt werden können. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel sieht in der Bundesrepublik Deutsch- 
land eine Befreiung von der Kraftfahrzeugsteuer vor 


und in Griechenland eine Befreiung von der Teli 
Kikloforias (Verkehrssteuer) sowie der Teli Stath- 
mefseos (Abgaben für das Halten von Kraftfahrzeu- 
gen und Anhängern und für die Sauberkeit der 
Städte und Gemeinden). Die Befreiungen erstrecken 
sich wechselseitig auf die im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei zugelassenen Fahrzeuge, 
denen Fahrzeuge gleichgestellt sind, die dort unter 
Befreiung von der Zulassungspflicht geführt werden 
dürfen. Die Steuerbefreiungen gelten nur für den 
vorübergehenden Aufenthalt im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei? hierunter ist, soweit nicht 
Artikel 3 zur Anwendung kommt, ein Aufenthalt bis 
zu einem Jahr zu verstehen. Die Befreiungen 
erstrecken sich nicht auf Zölle und Verbrauchsteu- 
ern, auf Wege- und Brückengelder oder andere ähn- 
liche Gebühren sowie auf Beförderungsteuern. 

Zu Artikel 3 

Durch diesen Artikel wird die Steuerbefreiung bei 
Fahrzeugen des Güterkraftverkehrs auf einen jewei- 
ligen Aufenthalt bis zu vierzehn aufeinanderfolgen- 
den Tagen befristet. Die Befristung entspricht der 
Regelung in den in Abschnitt I genannten Abkom- 
men mit anderen Staaten und trägt den Verhältnis- 
sen im internationalen Straßengüterverkehr ausrei- 
chend Rechnung. Die Behörden der Vertragsparteien 
können in bestimmten Fällen Ausnahmen von der 
Befristung zulassen. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

In Absatz 1 dieses Artikels ist das Inkrafttreten des 
Abkommens geregelt. Die Absätze 2 und 3 enthal- 
ten Bestimmungen über die Geltungsdauer und über 
eine etwaige Kündigung des Abkommens. 
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